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EU-Osterweiterung

Investoren sind schon vor Ort

Viele der Länder, die am 1. Mai 2004 der Europäischen Union beitreten wer-
den, haben bereits in den vergangenen Jahren erfolgreich um ausländische
Investoren geworben. Je Einwohner gerechnet, hat dabei die Tschechische
Republik seit dem Übergang zur Marktwirtschaft mit über 3.400 Dollar die
meisten Direktinvestitionen aller EU-Neulinge angezogen. Allein im Jahr 2002
flossen gut 8,2 Milliarden Dollar an Unternehmenskapital an die Moldau –
mehr als sechsmal so viel wie 1997. Dieser Anstieg rührt nicht zuletzt daher,
dass Prag vor einigen Jahren einen Wechsel in der Privatisierungspolitik voll-
zog und sich seither gezielt um ausländische Investoren bemüht. Auch Un-
garn konnte sich als chancenreicher Standort präsentieren: Dort haben Fir-
men aus anderen Ländern seit dem Ende der Planwirtschaft insgesamt knapp
23 Milliarden Dollar investiert – gut 2.250 Dollar je Einwohner. Dabei ström-
ten die Mittel nicht nur im Rahmen des Privatisierungsprozesses ins Land,
multinationale Konzerne haben außerdem in Industriefreizonen neue Nieder-
lassungen errichtet. Zusätzlich haben Steuerbonbons den Firmen den Gang
an den Plattensee versüßt. Den dritten Platz auf der Anleger-Hitliste der EU-
Anwärter belegt Estland mit ausländischen Investitionen von etwa 1.860 Dollar
je Einwohner. Vor allem schwedische und finnische Unternehmen wagten
den Sprung über die Ostsee – ihre Engagements machten Ende 2002 gut
zwei Drittel des gesamten Direktinvestitionsbestands aus.

Institut der deutschen Wirtschaft Köln (Hrsg.): Neue Sterne am Himmel – Die Ost-
erweiterung der Europäischen Union, Köln 2003, 32 Seiten, 7 Euro. Bestellung über
Fax: (02 21) 49 81-4 45 oder via E-Mail: div@iwkoeln.de

Gesprächspartner im IW: Dr. Berthold Busch, Telefon: (02 21) 49 81-7 62



Jg. 29, Nr. 50
7. Oktober 2003

ANLAGE ZU: DIREKT – PRESSEINFORMATIONEN AUS DEM INSTITUT DER DEUTSCHEN WIRTSCHAFT KÖLN

Aus iwd Nr. 41 vom 9. Oktober 2003; die abgebildete Grafik kann zur Verfügung gestellt werden, Auskunft erteilt: Angelika Goldenberg, Tel.: (02 21) 49 81-5 23

Investoren sind schon vor Ort
EU-Osterweiterung

Viele der Länder, die am 1. Mai
2004 der EU beitreten werden, sind
bei ausländischen Unternehmen
schon lange begehrte Standorte. Die
künftigen EU-Staaten haben unter
anderem mit gezielten Privatisie-
rungs-Strategien, aber auch mit Steu-
erbonbons um Investoren geworben.*)

Im kommenden Jahr werden viele
Menschen in Mittel-, Ost- und Südeu-
ropa dem (Feier-)Tag der Arbeit mit be-
sonderer Freude, zumindest aber mit
großer Spannung entgegensehen. Denn
am 1. Mai 2004 soll die EU um zehn
Staaten wachsen. Bulgarien und Rumä-
nien hoffen, drei Jahre später ins euro-
päische Haus zu ziehen.

Viele Neulinge haben die künftige
Mitgliedschaft im EU-Club als Chance
begriffen, ihr Land für ausländisches
Kapital attraktiv zu machen – und das
offenbar mit Erfolg. Denn schon in den
vergangenen Jahren haben zahlreiche
Investoren ihre Zelte zwischen dem Bal-
tikum und dem Mittelmeer aufgeschla-
gen. Die begehrtesten Standorte:

Tschechische Republik. Mit über
3.400 Dollar je Einwohner hat das Land
an der Moldau seit 1989 die meisten
Direktinvestitionen aller neuen EU-Län-
der angezogen (Grafik):

Allein im Jahr 2002 flossen gut 8,2
Milliarden Dollar an Unternehmens-
kapital nach Tschechien – mehr als
sechsmal so viel wie 1997.

Die Attraktivität des Anlageziels ge-
steigert hat wohl vor allem der Kurs-
wechsel in der Privatisierungspolitik.
Beim Übergang in die Marktwirtschaft
hatte die Regierung zunächst auf die so
genannte Kupon-Lösung gesetzt, bei der
der Firmenbesitz zwar im Inland breit
gestreut wurde, die neuen Eigentümer
aber oft zu schwach für die notwendi-
gen Umstrukturierungen waren und auch
nicht genügend frisches Kapital in die
Betriebe stecken konnten.

Seit einigen Jahren bemüht sich Prag
daher gezielt um ausländische Investo-
ren. Ein Vorzeigeerfolg: Im vergange-
nen Jahr übernahm ein deutscher Ener-

giekonzern die Erdgasgesellschaft
Transgas für 4,1 Milliarden Euro. Auch
im Bankensektor mischt das Ausland
kräftig mit – laut EU-Kommission ver-
walten ausländisch geführte Finanz-
institute heute 95 Prozent des Bilanz-
kapitals aller Banken in Tschechien.

Ungarn. Auch das Werben Budapests
um Auslandskapital war seit dem Ende
der Planwirtschaft äußerst erfolgreich:

Unternehmen aus anderen Län-
dern haben seit 1989 knapp 23 Milli-
arden Dollar in Ungarn investiert –
gut 2.250 Dollar je Einwohner.

Dabei strömten die Mittel nicht nur
im Rahmen des Privatisierungsprozesses
ins Land, multinationale Konzerne ha-
ben zudem in Industriefreizonen neue
Niederlassungen errichtet. Von dort
kommen mittlerweile zwei Drittel aller
ungarischen Maschinenausfuhren.

Der Gang an den Plattensee wurde
den Firmen mit Steuerbonbons zusätz-
lich versüßt. Unternehmen, die mindes-
tens 10 Milliarden Forint – gut 40 Mil-
lionen Euro – investierten und bestimm-
te Beschäftigungsvorgaben erfüllten,
wurden für bis zu zehn Jahre von der

Körperschaftsteuer befreit. Damit ist je-
doch bald Schluss. Denn die Steuer-
geschenke sind nicht mit dem EU-Recht
vereinbar und müssen daher nach einer
Übergangsfrist in gezielte Regional-
beihilfen umgewandelt werden.

Estland. Den dritten Platz auf der
Anleger-Hitliste der EU-Anwärter be-
legt der nördlichste Baltenstaat – mit
etwa 1.860 Dollar an Direktinvestitionen
je Einwohner. Dazu dürfte auch die
transparente Politik beigetragen haben.
Bei mittleren und großen Unternehmen
wurden die Privatisierungsangebote öf-
fentlich ausgeschrieben. Den Zuschlag
bekamen jene „strategischen Investo-
ren“, denen am meisten zugetraut wur-
de, die Zukunft der Betriebe zu sichern.

Ausländische Unternehmen konnten
sich dabei offenbar gut ins Spiel brin-
gen. Vor allem schwedische und finni-
sche Firmen wagten den Sprung über
die Ostsee – ihre Engagements machten
Ende 2002 gut zwei Drittel des gesam-
ten Direktinvestitionsbestandes aus.

Vgl. Institut der deutschen Wirtschaft Köln (Hrsg.): Neue
Sterne am Himmel – Die Osterweiterung der Europäischen
Union, Köln 2003, 32 Seiten, 7 Euro. Bestellung über Fax:
(02 21) 49 81-4 45 oder via E-Mail: div@iwkoeln.de

*)

Institut der deutschen Wirtschaft Köln

Neue EU-Länder:
Viele begehrte Standorte

Malta und Zypern: keine vergleichbaren Angaben verfügbar

Nettozuflüsse ausländischer Direktinvestitionen in Millionen Dollar

1997

3.413

2.253

1.864 1.784 1.722

1.336
1.024 997 547 405

1998 1999 2000 2001 2002
Tschechische Republik 1.275 3.591 6.234 4.943 4.820 8.226

1.741 1.555 1.720 1.123 2.255 598

130 574 222 324 343 185

84 374 701 2.058 1.460 4.007

303 221 59 71 371 1.790

515 303 331 400 151 388

328 921 478 375 439 714

3.041 4.966 6.348 8.171 6.928 3.700

507 537 789 1.003 641 430

1.267 2.079 1.025 1.051 1.154 1.080

Ungarn

Estland

Slowakische Republik

Slowenien

Lettland

Litauen

Polen

Bulgarien

Rumänien
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Quelle: Europäische Bank für Wiederaufbau (EBRD)
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Summe ausländischer Direktinvestitionen
im Zeitraum 1989 bis 2002 je Einwohner

in Dollar


